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Das Baugesetz der Gemeinde Malans vom 29. Oktober 2008 wird wie folgt ergänzt: 
 
 

Mobilfunkanlagen Art. 51a 

1 Für die Erstellung von neuen visuell wahrnehmbaren Mobilfunkanlagen und bei 

baulichen Änderungen an bestehenden Mobilfunkanlagen ist eine Standorteva-

luation durch die Gesuchstellerin im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 

gemäss nachfolgenden Bestimmungen erforderlich. 

2 Im Rahmen der Standortevaluation sind von der Gesuchstellerin insbesondere 

folgende Anforderungen zu prüfen:  

a) Vereinbarkeit mit den Anliegen des Ortsbild- und Landschaftsschutzes 

b) Grösstmöglicher Schutz von Wohngebieten vor ideellen Immissionen in-

folge von Mobilfunkantennen 

c) Möglichkeit zur Kombination mit bestehenden Bauten und Anlagen 

3 Um die Anzahl der erforderlichen Antennenstandorte möglichst gering zu hal-

ten, sind soweit technisch und betrieblich möglich und wirtschaftlich tragbar, 

durch die Anbieter gemeinsam genutzte Standorte anzustreben. Die Gesuch-

stellerin hat darzulegen, wie das Bauvorhaben diese Zielvorgabe berücksichtigt 

und welche Anstrengungen sie diesbezüglich unternommen hat. 

4 Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens hat die Gesuchstellerin die Ergeb-

nisse der Standortevaluation gemäss Absatz 2 und 3 nachvollziehbar aufzuzei-

gen.  

5 Die Baubehörde kann von den Mobilfunkanbietern verlangen, dass diese mit ihr 

eine Vereinbarung im Sinne eines Kooperations- und Dialogmodells zur Stan-

dortevaluation von Mobilfunkanlagen abschliessen.  

6 Innerhalb des im Generellen Erschliessungsplan bezeichneten Ausschlussgebie-

tes 1 ist die Erstellung von visuell wahrnehmbaren Mobilfunkanlagen nicht zu-

lässig. Im Ausschlussgebiet 2 ist die Erstellung von visuell wahrnehmbaren Mo-

bilfunkanlagen nur zulässig, wenn diese die Ansicht des historischen Ortsbildes 

nicht beeinträchtigen.  

7 Nach Inbetriebnahme der neuen oder geänderten Anlage wird auf Kosten der 

Betreiberin eine NIS-Abnahmemessung an den drei höchstbelasteten Orten mit 

empfindlichen Nutzungen (OMEN gemäss NISV) durchgeführt. 

8 Nicht mehr bestimmungsgemäss genutzte Mobilfunkantennen sind auf Kosten 

der Mobilfunkbetreiber zu entfernen und gesetzeskonform zu entsorgen. Der 

ursprüngliche Zustand ist wiederherzustellen. Die Baubehörde setzt eine ange-

messene Beseitigungsfrist.  

 


